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Art. 1
Geltungsbereich,
Abgrenzung

Art. 2
Zweckbestimmungen

Art. 3
Bestandteile

Art. 4
Abweichungen
Richtprojekte

Art. 5

Ubergeordnetes Recht,
kleinere Abweichungen,
Reverspflicht

Art. 6
Baubereiche und
Nutzungen

1. EINLEITENDE BESTIMMUNGEN

Die Sonderbauvorschriften gelten flr den im Bebauungsplan «Hinterbergstrasse
Sud» begrenzten Perimeter. Dieser gliedert sich in die beiden Teilperimeter A und
B, gemass dem Eintrag im Situationsplan 1:500.

Mit dem Bebauungsplan «Hinterbergstrasse Stid» wird die Grundlage zur Realisie-
rung eines lebendigen Arbeits- und Einkaufsorts mit hoher stadtebaulicher Qualitat
und hochwertigem Aussenraum geschaffen.

" Der Bebauungsplan besteht aus folgenden rechtsverbindlichen Bestandteilen:
a. Situationsplan mit Schnitten 1:500, 1. Dezember 2023
b. Sonderbauvorschriften, 1. Dezember 2023

2 Folgende Bestandteile haben wegleitenden Charakter:
a. Planungsbericht, 1. Dezember 2023
b. Richtprojekt Architektur inkl. Visualisierungen, 1. Dezember 2023
c. Richtprojekt Umgebung, 1. Dezember 2023

Von den Richtprojekten Architektur und Umgebung darf vorbehéltlich der Bestim-
mungen des Bebauungsplans sowie des Ubergeordneten Rechts aus wichtigen
Grunden abgewichen werden, sofern qualitativinsgesamt wiederum eine zumindest
gleichwertige und Uberzeugende Ldsung erzielt wird.

' Soweit der Bebauungsplan nichts anderes bestimmt, gelten die Bau- und Zonen-
vorschriften der Bauordnung der Gemeinde Cham.

2 Der Gemeinderat kann kleinere Abweichungen zum Bebauungsplan bewilligen.

8 FUr Erschliessungs- und Parkierungsanlagen, welche die kantonalen Baulinien
Uberschreiten, gilt eine Reverspflicht geméass § 34 Abs. 2 des Planungs- und Bau-
gesetzes (PBG) des Kantons Zug.

2. BEBAUUNG UND NUTZUNG

" Die Baubereiche A1 bis A3 dienen der Realisierung von Verkaufs-, Gastronomie-,
Dienstleistungs-, Buro- und gewerblichen Wohnnutzungen. Angrenzend an den
Quartierplatz sind im Erdgeschoss publikumsorientierte Verkaufs-, Gastronomie-
oder Dienstleistungsnutzungen vorzusehen, welche sich auf den Quartierplatz
ausrichten und adressieren. Gewerbliche Wohnnutzungen sind im Erdgeschoss
nicht zulassig.

2 Der Baubereich B1 dient der Realisierung von publikumsorientierten Verkaufs-,
Gastronomie- und Dienstleistungsnutzungen sowie der Realisierung eines Fit-
nesscenters. Den Verkauf ergdnzende Nutzungen wie Kinderbetreuung, Perso-
nalrdume, Verwaltung, Lagerflachen etc. sind zuldssig. Angrenzend an den Quar-
tierplatz ist im Erdgeschoss eine publikumsorientierte Gastronomienutzung vorzu-
sehen, welche sich auf den Quartierplatz ausrichtet und adressiert. Im obersten
Geschoss des Baubereichs B1-1 sind zwei Lichthéfe mit einer minimalen Gesamt-
flache von 635 m? zu realisieren.

8 Der Baubereich B2 dient der Realisierung einer Tankstelle mit einem dazugehori-
gen Shop.
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Art. 7
Hochbauten

Art. 8
Hbéhen

4 Innerhalb des im Situationsplan dargestelliten Baubereichs fUr unterirdische Bau-
ten sind Untergeschosse zulédssig. Diese dienen der Anlieferung und Lagerung,
als Keller und fur die Haustechnik sowie der Parkierung.

o

Die Baubereiche A1, A2 und A3 sowie B1 und B2 gemass Situationsplan durfen
um max. 0.50 m Uberschritten werden, sofern die folgenden maximalen Grund-
flachen eingehalten werden: A1: 1'410 m?, A2: 1’895 m?, A3: 1°205 m?, B1-I
und B1-lI: 8'625 m?, B1-Ill: 265 m?, B1-IV: 1’530 m?, B2: 650 m?2. Vorbehalten
bleiben die geltenden Grenz- und Gebaudeabsténde. Zu berlcksichtigen sind
Naher- und Grenzbaurechte sowie Baulinien. Fiir den Baubereich unterirdische
Bauten sind Uberschreitungen zuldssig, sofern die maximale Grundflache (U:
22’645 m?) nicht Uberschritten wird und die gesetzlichen Absténde eingehalten
werden.

-

Hochbauten sind ausschliesslich in den Baubereichen A1, A2 und A3 sowie B1
und B2 zulassig.

N

Abgénge, Uberdachte oder offene Einfahrten in Tiefgaragen, Velounterstande, Un-
tersténde fUr Einkaufswagen, Rampen, Treppenanlagen, Fluchtwege, technisch
bedingte Schachte und dergleichen sind auch ausserhalb der Baubereiche zulés-
sig. In den Grinbereichen extensiv gemass Art. 15 sind nur technisch bedingte
Schachte und Fluchtwege zulassig.

i

Es werden folgende Hohenkoten fur das Erdgeschoss und die «Oberkante fertig»
(Dachkonstruktion inkl. Isolation, Dachhaut und Substrat flr die Begrinung) fest-
gelegt:
a. Baubereich A1-I:
Erdgeschoss: 416.00 m. U. M. +/- 0.30 m
«Oberkante fertig»: maximal 441.85 m. 4. M.
Baubereich A1-lI
Erdgeschoss: 416.00 m. U. M. +/- 0.30 m
«Oberkante fertig»: maximal 435.0 m. . M.
b. Baubereich A2-|
Erdgeschoss: 416.00 m. U. M. +/- 0.30 m
«Oberkante fertig»: maximal 441.85 m. (. M.
Baubereich A2-lI
Erdgeschoss: 416.00 m. U. M. +/- 0.30 m
«Oberkante fertig»: maximal 435.00 m. (. M.
c. Baubereich A3-|
Erdgeschoss: 416.00 m. U. M. +/- 0.30 m
«Oberkante fertig»: maximal 489.40 m. (. M.
Baubereich A3-lI
Erdgeschoss: 416.00 m. U. M. +/- 0.30 m
«Oberkante fertig»: maximal 439.30 m. (. M.
d. Baubereich B1-I
Erdgeschoss: 416.00 m. U. M. +/- 0.30 m
«Oberkante fertig»: maximal 428.95 m. (. M.
Baubereich B1-lI
Erdgeschoss: 416.00 m. U. M. +/- 0.30 m
«Oberkante fertig»: maximal 429.65 m. (. M.
Baubereich B1-lll
Erdgeschoss: 416.00 m. U. M. +/- 0.30 m
«Oberkante fertig»: maximal 433.45 m. (. M.
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Art. 9
Baulinien Rickversatz
Erdgeschoss

Art. 10
Gestaltung Dachflachen

2

3

o~

o

i

N

i

N

w

Baubereich B1-IV

Erdgeschoss: 416.00 m. U. M. +/- 0.30 m

«Oberkante fertig»: maximal 423.05 m. (. M.
e. Baubereich B2

Erdgeschoss: 416.00 m. U. M. +/- 0.30 m

«Oberkante fertig»: maximal 422.5 m. . M.

Die maximale Hohenkote fur die «Oberkante fertig» geméass Art. 8 Abs. 1 redu-
ziert oder erhoht sich bei einer Verdnderung der Erdgeschoss-Kote um das ent-
sprechende Mass (+/- 0.30 m).

Ab der «Oberkante fertig» gemass Abs. 1 sind Absturzsicherungen nach SIA-
Norm 358 (bspw. Briistung oder Dachrand) zulassig. Diese mussen nicht zurlick-
versetzt werden. FUr eine erhdhte Sicherheit ist fur bspw. einen Handlauf oder ein
Staketengelander eine zusétzliche Erhéhung bis maximal 1.20 m ab «Oberkante
fertig» zulassig.

Zur optimalen Bepflanzung der Dachflachen darf die «Oberkante fertig» geméss
Abs. 1 in einzelnen Bereichen um 30 cm erhdht werden (mehr Substrataufoau).

Mehrhdhen von maximal 1.5 m fir Photovoltaikanlagen sowie maximal 3.5 m flr
technische Aufbauten sind unter folgenden Voraussetzungen zuldssig:

a. Photovoltaikanlagen: Mind. 0.5 m vom Dachrand zurtickversetzt

b. Anlagen der Haustechnik, feuerpolizeilich erforderliche Anlagen: Mind. 1.0 m
vom Dachrand zurtckversetzt und gut in die Dachgestaltung eingeflgt

Es sind keine Attikageschosse zuléssig.

Far die Baubereiche A1-ll, A2-1, A3-1 und B1-l ist das Erdgeschoss entspre-
chend den Baulinien «Ruckversatz Erdgeschoss 1, 2, 3» rlickzuversetzen. Bauli-
che Massnahmen zur Akzentuierung und Adressbildung der Eingénge sowie
Stutzen sind zuléssig.

FUr den Ruckversatz der Erdgeschosse gelten folgende lichte Hohen:
a. Baulinie Ruckversatz Erdgeschoss 1: mind. 3.30 m
b. Baulinie Ruckversatz Erdgeschoss 2: mind. 7.20 m
c. Baulinie Ruckversatz Erdgeschoss 3: mind. 3.30 m

Die Dachflachen der Baubereiche A1-Il, A2-1, A3-1, B1-I, B1-lll und B2 sind ex-
tensiv zu begrinen, auch in den Bereichen von aufgesténderten Photovoltaikan-
lagen ist eine auf die Leistung der Photovoltaikanlage abgestimmte Begriinung
zu realisieren.

Die Dachflachen der Baubereiche A1-Il, A2-1l und A3-Il dienen dem Aufenthalt
aller Nutzerinnen und Nutzer des jeweiligen Geb&udes. Sie dirfen zu maximal je
60 % der Flache befestigt werden. Die Ubrigen Flachen sind extensiv zu begru-
nen.

Die Dachflache des Baubereichs B1-Il ist wahrend den Offnungszeiten als éffent-
lich zugénglicher, begehbarer Dachgarten mit hoher Aufenthaltsqualitat und 6ko-
logisch wertvoll zu gestalten. Einrichtungen fur Gastronomie, Spiel und Sport so-
wie zur Erholung und dem Aufenthalt wie Pergola, Sonnensegel, Outdoor-Fit-
nessgerate, Mdblierung und dergleichen sind zulassig. Mindestens 50 % der
Dachflachen sind naturnah zu gestalten.
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Art. 11
Gestaltung Fassaden

Art. 12
GrlUnbereiche allgemeine
Bestimmungen

4 Die Dachflache des Baubereichs B1-IV ist als Glaskonstruktion zu gestalten. Auf-
grund der Gestaltung als Glasdach kann auf eine extensive Begrinung verzichtet
werden.

i

Es ist eine hochwertige Fassadengestaltung zu realisieren.

2 Im Baubereich A3-I sind sofern technisch moglich und technisch sinnvoll Photo-
voltaikanlagen an der Fassade zu realisieren. Wo dies nicht mdglich oder sinnvoll
ist, ist anderweitig mit entsprechenden Materialien oder baulichen Massnahmen
daflr zu sorgen, dass an der Fassade ein Minimum an Kdhlung erreicht werden
kann (bspw. mit Begriinung, gesteuertem Beschattungssystem oder strukturel-
len Beschattungselementen).

w

In allen Baubereichen ist an Fassaden fur Einrichtungen von Begrinungen,
strukturellen Beschattungselementen, gesteuerten Beschattungssystemen oder
Photovoltaikanlagen eine Uberschreitung der Baubereiche um das technisch
notwendige Mass zuléssig. Die zulassige Uberschreitung z&hlt nicht zur maxima-
len Grundflache gemass Art. 6 Abs. 5. Bei Fassadenbegrinungen und/oder
strukturellen Beschattungselementen sind die entsprechenden, technisch not-
wendigen Einrichtungen (Bewéasserung, Zuganglichkeit) und Pflegemassnahmen
im Baugesuch nachzuweisen. Im Baubereich A2 sind innerhalb der zulassigen
Uberschreitung punktuelle Vorspriinge in der Fassade maglich, sofern diese
nicht ein Flnftel der zugehdrigen Fassadenflache Uberschreiten.

4 Mit dem ersten Baugesuch ist ein Farb- und Materialkonzept einzureichen. Die
Farbgebung und Materialisierung der weiteren Hochbauten hat sich im Teilperi-
meter A am ersten Farb- und Materialkonzept des entsprechenden Teilperime-
ters zu orientieren.

o

Im Baubewilligungsverfahren ist nachzuweisen, dass es aufgrund der Materiali-
sierung der Gebaudefassaden zu keiner (bermassigen Beeintrachtigung der Vo-
gelwelt durch Vogelschlag kommt. Insbesondere im Bereich von Glasfassaden
sind Massnahmen vorzusehen, mit denen entsprechende negative Auswirkun-
gen minimiert werden kdnnen (vgl. Publikation Vogelfreundliches Bauen mit Glas,
KBOB, 2020).

6 Es sind Nisthilfen fur Gebaudebriter vorzusehen.

3. GRUNBEREICHE

" Flr die Gestaltung und Bepflanzung der Griinbereiche ist das Richtprojekt Umge-
bung massgebend. Es ist zeitgleich mit den einzelnen Bauetappen umzusetzen.
Spatestens zwei Jahre nach Abnahme einer Bauetappe muss die Umsetzung des
Richtprojekts Umgebung der jeweiligen Bauetappe abgeschlossen sein.

2 Es sind ausreichend zusammenhangende, aufenthaltsfreundlich gestaltete ge-
meinschatftliche Freiflachen mit entsprechender Mdblierung zu realisieren.

3 Bepflanzungen haben standortgerecht sowie dkologisch wertvoll zu erfolgen und
es ist fUr eine entsprechende Pflege zu sorgen. Mit dem jeweiligen Baugesuch ist
ein entsprechender Pflegeplan einzureichen.

4 Abweichungen vom Richtprojekt Umgebung im Rahmen des Baubewilligungsver-
fahrens sind in begrindeten Féallen zuldssig, sofern die ausgewiesenen Vorteile
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Art. 13
Griinbereich
Quartierplatz

Art. 14
Griinbereiche
Repréasentation

Art. 15
GrlUnbereiche extensiv

Art. 16
Griinbereiche Retention

Art. 17
Aussenbereich Head

Art. 18
Verkehrsbereich
motorisierter
Individualverkehr

nicht geschmalert werden und sofern mindestens eine gleichwertige Gestaltungs-
qualitat erzielt und nachgewiesen wird.

' Der Grlinbereich Quartierplatz dient dem Aufenthalt und ist 6ffentlich zuganglich
zu halten. Auf dem Quartierplatz gilt keine Konsumationspflicht.

2 Zur Sicherstellung eines ausreichend tiefen Pflanzbereichs ist mindestens 1.5 m
Pflanzsubstrat vorzusehen. Der Griinbereich Quartierplatz kann zu diesem
Zweck gegentber der Umgebung erhdht angelegt werden.

S Er ist gesamthaft mit einem schattenspendenden Baumhain zu bepflanzen. Die
Baume haben bei der Pflanzung einen Stammumfang von mindestens 20 cm ge-
messen ab 1 m ab Boden aufzuweisen.

4 Er ist sickerféahig zu gestalten.
" Die Griinbereiche Reprasentation dienen der gestalterischen Repréasentation.

2 Sie sind als Grinflachen zu gestalten und mit insgesamt mindestens 9 standort-
gerechten Baumen zu bepflanzen. Zur Sicherstellung eines ausreichend tiefen
Pflanzbereichs ist mindestens 1.0 m Pflanzsubstrat vorzusehen. Die Grinberei-
che Repréasentation kénnen zu diesem Zweck gegentber der Umgebung erhoht
angelegt werden.

8 Sie sind sickerfahig zu gestalten.
" Die Grunbereiche extensiv dienen dem okologischen Ausgleich.
2 Sie sind als extensive Freiflachen mit hohem dkologischem Wert zu bepflanzen.

3 Sie sind mit insgesamt mindestens 24 standortgerechten Baumen zu bepflan-
zen. Zur Sicherstellung eines ausreichend tiefen Pflanzbereichs ist mindestens
1.0 m Pflanzsubstrat vorzusehen.

" Die Griinbereiche Retention dienen dem Rickhalt und der Versickerung von Me-
teorwasser.

2 Sie sind dem Griinbereich extensiv Uberlagert und entsprechend zu gestalten.

Der Aussenbereich Head dient der Realisierung eines repréasentativ gestalteten Aus-
senbereichs.

4. VERKEHRSERSCHLIESSUNG/PARKIERUNG

" Der Verkehrsbereich motorisierter Individualverkehr dient der Erschliessung und
Parkierung fur den motorisierten Verkehr.

2 Die Abstellplatze sind versickerungsfahig zu gestalten.

3 Er ist mit mindestens 20 standortgerechten, grosskronigen, schattenspenden-
den Baumen zu bepflanzen. Zur Sicherstellung eines ausreichend tiefen Pflanz-
bereichs ist mindestens 1.0 m Pflanzsubstrat vorzusehen. Die Baume haben bei
der Pflanzung einen Stammumfang von mindestens 20 cm gemessen ab 1 m ab
Boden aufzuweisen.

4 Zwischen der Verkaufsnutzung und der Bushaltestelle an der Hinterbergstrasse
ist eine direkte, sichere und hindernisfreie Verbindung fur den Fuss- und Velover-
kehr zu gewahrleisten und entsprechend zu gestalten.
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Art. 19
Verkehrsbereiche Fuss-
und Veloverkehr /
Aufenthalt

Art. 20
Anlieferung

Art. 21
Parkierung

5 Die nicht dem Verkehr dienenden Flachen sind unter Einhaltung der VSS-Nor-
men durch rdumliche und visuelle Elemente wie Bepflanzungen, Oberflachenge-
staltungen und dergleichen zu strukturieren und zu gestalten.

8 Die Bau- und Unterhaltskosten fiir die Anpassungen am Ubergeordneten Stras-
sennetz und der Strassenraumgestaltung sind gemass § 34 Gesetz Uber Stras-
sen und Wege (GSW) verursachergerecht von der Grundeigentimerschaft zu
tragen. Die Einzelheiten sind vor Baufreigabe in einer Vereinbarung zwischen der
Grundeigentiimerschaft, dem Kanton Zug und der Einwohnergemeinde zu re-
geln. In der Baubewilligung ist aufzunehmen, dass der Abschluss der Vereinba-
rung vor Baufreigabe der zustandigen gemeindlichen Dienststelle nachzuweisen
ist (vgl. § 46b PBG).

-

Die Verkehrsbereiche Fuss- und Veloverkehr / Aufenthalt dienen der Erschliessung
und Zufahrt der einzelnen Bauten durch den Fuss- und Veloverkehr sowie dem
Aufenthalt. Die Zufahrt zu den Gebauden flr Notfalle und Umzlige ist zu gewahr-
leisten. Die Realisierung von Abstellplatzen fur den Zweiradverkehr sowie die Nut-
zung fur die Aussengastronomie ist zulassig.

N

Sie sind mit insgesamt mindestens 8 standortgerechten Baumen zu bepflanzen.

i

Die Anlieferung fur die Baubereiche A1 bis A3 erfolgt innerhalb des Verkehrsbe-
reichs motorisierter Individualverkehr (ber die Ein- und Ausfahrt Einstellhalle mo-
torisierter Individualverkehr in den Baubereich unterirdische Bauten.

N

Die Anlieferung fur den Baubereich B1 erfolgt Uber die Ein- und Ausfahrt Anliefe-
rung Baubereich B1 und den Verkehrsbereich Anlieferung Baubereich B1 in den
Baubereich unterirdische Bauten.

w

Die Anlieferung fur den Baubereich B2 erfolgt oberirdisch Uber den Verkehrsbe-
reich motorisierter Individualverkehr.

i

Far die Baubereiche A1 bis A3 sind insgesamt maximal 447 Parkfelder fur Bewoh-
nerinnen und Bewohner, Besucherinnen und Besucher, Kundinnen und Kunden
sowie Angestellte zuldssig.

N

Fur die Baubereiche B1 bis B2 sind insgesamt maximal 327 Parkfelder fur Kun-
dinnen und Kunden sowie Angestellte zuldssig.

w

Samtliche Parkfelder flr die Baubereiche A1 bis A3 sind unterirdisch anzuordnen.
FUr die Baubereiche B1 bis B2 durfen maximal 82 Parkfelder fur Kundinnen und
Kunden oberirdisch angelegt werden. Samtliche Parkfelder sind ab der ersten Mi-
nute monetar und lenkungswirksam zu bewirtschaften. Davon ausgenommen
sind die explizit fUr die Tankstelle vorgesehenen Parkfelder, fUr welche statt einer
monetaren Bewirtschaftung auch eine zeitliche Begrenzung erfolgen kann.

IS

Oberirdisch sind mindestens 198 Abstellplatze fur Velos an den im Situationsplan
bezeichneten Stellen oder ebenerdig in Gebduden bereitzustellen. Die Abstell-
platze sind gut zugénglich in der Nahe von Gebaudeeingdngen anzuordnen und
mit entsprechenden Halterungsvorrichtungen zu versehen. Wo mdéglich sind diese
zu Uberdachen oder direkt unter dem Vordach zu erstellen. Sollten die Abstell-
platze flr Velos nicht ausreichen, sind an der im Situationsplan bezeichneten Stelle
(Standort mogliche Erweiterung Veloabstellanlage) zuséatzliche Abstellplatze zu er-
stellen.

5 Zusétzlich sind unterirdisch mindestens 430 Abstellplatze fir Velos zu erstellen.
Diese sind Uber eine Velorampe einfach zugénglich zu machen.
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Art. 22
Entwéasserung

Art. 23
Abfélle

Art. 24
Energie

Art. 25
Umweltrecht,
Gewasserabstand

6 Unterirdisch sind mindestens 35 Abstellplatze flir Motorrader vorzusehen.

7 Mit dem Baugesuch ist ein Mobilitdtsmanagementkonzept geméss Parkplatzreg-
lement der Gemeinde Cham vorzulegen.

5.  VER- UND ENTSORGUNG

' Alle befestigten Flachen wie Fusswege, Platze und dergleichen sind, soweit tech-
nisch moglich und zweckmassig, mit sickerungsfahigem Belag zu versehen.

2 Das verbleibende Meteorwasser soll nach Moglichkeit versickert werden.

" Innerhalb des Teilperimeters A erfolgt die Entsorgung Uber die Unterflur-Contai-
neranlage an der im Situationsplan bezeichneten Stelle.

2 Innerhalb des Teilperimeters B erfolgt die Entsorgung unterirdisch Uber den Bau-
bereich Anlieferung.

6. UMWELT

" Die Warme- und Kalteversorgung ist vollstandig Uber erneuerbare Energien abzu-
decken.

2 Fur die Bauten und Anlagen sind nach Moglichkeit ressourcenschonende ékolo-
gische Materialien und Baustoffe, wie mineralische Recyclingbaustoffe, nach-
wachsende organische Baustoffe und generell schadstoffarme Materialien zu ver-
wenden.

8 Auf den Dachern sind soweit technisch mdglich und technisch sinnvoll Photovol-
taikanlagen vorzusehen. Davon ausgenommen sind die Dachflachen der Baube-
reiche A1-Il, A2-1l, A3-Il, B1-Il, B1-IV und B2. Fir Photovoltaikanlagen an Fassa-
den gilt Art. 11 Abs. 2 und 3.

o~

Die Infrastruktur fur die Elektromobilitat ist konzeptionell zu planen und bedarfsge-
recht umzusetzen. Fur unterirdische Abstellplatze von Motorfahrzeugen ohne Zu-
gang zu einer Ladestation sind im Teilperimeter A im Minimum Leerrohre oder eine
vergleichbare Infrastruktur vorzusehen. Fur den unterirdischen Veloabstellraum
sind Aufladestationen fir Batterien von Elektrovelos vorzusehen.

-

Die im Umweltvertraglichkeitsbericht (UVB) vom 21. Oktober 2022 aufgefihrten,
projektintegrierten Massnahmen zum Schutz der Umwelt sind rechtsverbindlich in
die Baubewilligung aufzunehmen.

2 Massgebend fUr den einzuhaltenden Abstand von Bauten und Anlagen gegeniiber
dem Dorfbach sind die zum Zeitpunkt der Bewilligung des Baugesuchs geltenden
Gewasserabstande.
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7. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

" Der vorliegende Bebauungsplan tritt mit der Genehmigung durch den Regierungs-

Art. 26
rat in Kraft.

Inkrafttreten,

Etappierung, Anderun o . .
PP 9 9 2 Wenn pro Teilperimeter A oder B innerhalb von zwei Jahren nach Schlussab-

nahme des letzten Baubereichs kein weiteres Baugesuch eingereicht wird, sind
die restlichen Baubereiche als nicht versiegelte Grinflachen flr den Aufenthalt zu
gestalten. Ausgenommen davon sind Teilflachen, welche zur Sicherstellung der
Erschliessung des Selbstabholers/der Selbstabholerin technisch notwendig sind.
Die Umgebungsgestaltung ist Uber den jeweiligen Teilperimeter A oder B fertigzu-
stellen.

8 Die Anderung oder Aufhebung bedarf des gleichen Verfahrens wie der Erlass des
Bebauungsplanes.
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	ORDENTL. BEBAUUNGSPLAN HINTERBERGSTRASSE SÜD
	1. EINLEITENDE BESTIMMUNGEN
	Art. 1  Geltungsbereich, Abgrenzung
	Die Sonderbauvorschriften gelten für den im Bebauungsplan «Hinterbergstrasse Süd» begrenzten Perimeter. Dieser gliedert sich in die beiden Teilperimeter A und B, gemäss dem Eintrag im Situationsplan 1:500.
	Art. 2  Zweckbestimmungen
	Mit dem Bebauungsplan «Hinterbergstrasse Süd» wird die Grundlage zur Realisierung eines lebendigen Arbeits- und Einkaufsorts mit hoher städtebaulicher Qualität und hochwertigem Aussenraum geschaffen.

	Art. 3  Bestandteile
	1 Der Bebauungsplan besteht aus folgenden rechtsverbindlichen Bestandteilen:
	a. Situationsplan mit Schnitten 1:500, 1. Dezember 2023
	b. Sonderbauvorschriften, 1. Dezember 2023

	2 Folgende Bestandteile haben wegleitenden Charakter:
	a. Planungsbericht, 1. Dezember 2023
	b. Richtprojekt Architektur inkl. Visualisierungen, 1. Dezember 2023
	c. Richtprojekt Umgebung, 1. Dezember 2023

	Art. 4  Abweichungen Richtprojekte
	Von den Richtprojekten Architektur und Umgebung darf vorbehältlich der Bestimmungen des Bebauungsplans sowie des übergeordneten Rechts aus wichtigen Gründen abgewichen werden, sofern qualitativ insgesamt wiederum eine zumindest gleichwertige und überzeugende Lösung erzielt wird.

	Art. 5  Übergeordnetes Recht, kleinere Abweichungen, Reverspflicht
	1 Soweit der Bebauungsplan nichts anderes bestimmt, gelten die Bau- und Zonenvorschriften der Bauordnung der Gemeinde Cham.
	2 Der Gemeinderat kann kleinere Abweichungen zum Bebauungsplan bewilligen.
	3 Für Erschliessungs- und Parkierungsanlagen, welche die kantonalen Baulinien überschreiten, gilt eine Reverspflicht gemäss § 34 Abs. 2 des Planungs- und Baugesetzes (PBG) des Kantons Zug.

	2. BEBAUUNG UND NUTZUNG
	Art. 6  Baubereiche und Nutzungen
	1 Die Baubereiche A1 bis A3 dienen der Realisierung von Verkaufs-, Gastronomie-, Dienstleistungs-, Büro- und gewerblichen Wohnnutzungen. Angrenzend an den Quartierplatz sind im Erdgeschoss publikumsorientierte Verkaufs-, Gastronomie- oder Dienstleistungsnutzungen vorzusehen, welche sich auf den Quartierplatz ausrichten und adressieren. Gewerbliche Wohnnutzungen sind im Erdgeschoss nicht zulässig.
	2 Der Baubereich B1 dient der Realisierung von publikumsorientierten Verkaufs-, Gastronomie- und Dienstleistungsnutzungen sowie der Realisierung eines Fitnesscenters. Den Verkauf ergänzende Nutzungen wie Kinderbetreuung, Personalräume, Verwaltung, Lagerflächen etc. sind zulässig. Angrenzend an den Quartierplatz ist im Erdgeschoss eine publikumsorientierte Gastronomienutzung vorzusehen, welche sich auf den Quartierplatz ausrichtet und adressiert. Im obersten Geschoss des Baubereichs B1-I sind zwei Lichthöfe mit einer minimalen Gesamtfläche von 635 m2 zu realisieren.
	3 Der Baubereich B2 dient der Realisierung einer Tankstelle mit einem dazugehörigen Shop.
	4 Innerhalb des im Situationsplan dargestellten Baubereichs für unterirdische Bauten sind Untergeschosse zulässig. Diese dienen der Anlieferung und Lagerung, als Keller und für die Haustechnik sowie der Parkierung.
	5 Die Baubereiche A1, A2 und A3 sowie B1 und B2 gemäss Situationsplan dürfen um max. 0.50 m überschritten werden, sofern die folgenden maximalen Grundflächen eingehalten werden: A1: 1’410 m2, A2: 1’895 m2, A3: 1’205 m2, B1-I und B1-II: 8'625 m2, B1-III: 265 m2, B1-IV: 1’530 m2, B2: 650 m2. Vorbehalten bleiben die geltenden Grenz- und Gebäudeabstände. Zu berücksichtigen sind Näher- und Grenzbaurechte sowie Baulinien. Für den Baubereich unterirdische Bauten sind Überschreitungen zulässig, sofern die maximale Grundfläche (U: 22’645 m2) nicht überschritten wird und die gesetzlichen Abstände eingehalten werden.

	Art. 7  Hochbauten
	1 Hochbauten sind ausschliesslich in den Baubereichen A1, A2 und A3 sowie B1 und B2 zulässig.
	2 Abgänge, überdachte oder offene Einfahrten in Tiefgaragen, Velounterstände, Unterstände für Einkaufswagen, Rampen, Treppenanlagen, Fluchtwege, technisch bedingte Schächte und dergleichen sind auch ausserhalb der Baubereiche zulässig. In den Grünbereichen extensiv gemäss Art. 15 sind nur technisch bedingte Schächte und Fluchtwege zulässig.

	Art. 8  Höhen
	1 Es werden folgende Höhenkoten für das Erdgeschoss und die «Oberkante fertig» (Dachkonstruktion inkl. Isolation, Dachhaut und Substrat für die Begrünung) festgelegt:
	a. Baubereich A1-I:Erdgeschoss: 416.00 m. ü. M. +/- 0.30 m«Oberkante fertig»: maximal 441.85 m. ü. M.Baubereich A1-IIErdgeschoss: 416.00 m. ü. M. +/- 0.30 m«Oberkante fertig»: maximal 435.0 m. ü. M.
	b. Baubereich A2-IErdgeschoss: 416.00 m. ü. M. +/- 0.30 m«Oberkante fertig»: maximal 441.85 m. ü. M.Baubereich A2-IIErdgeschoss: 416.00 m. ü. M. +/- 0.30 m«Oberkante fertig»: maximal 435.00 m. ü. M.
	c. Baubereich A3-IErdgeschoss: 416.00 m. ü. M. +/- 0.30 m«Oberkante fertig»: maximal 489.40 m. ü. M.Baubereich A3-IIErdgeschoss: 416.00 m. ü. M. +/- 0.30 m«Oberkante fertig»: maximal 439.30 m. ü. M.
	d. Baubereich B1-IErdgeschoss: 416.00 m. ü. M. +/- 0.30 m«Oberkante fertig»: maximal 428.95 m. ü. M.Baubereich B1-IIErdgeschoss: 416.00 m. ü. M. +/- 0.30 m«Oberkante fertig»: maximal 429.65 m. ü. M.Baubereich B1-IIIErdgeschoss: 416.00 m. ü. M. +/- 0.30 m«Oberkante fertig»: maximal 433.45 m. ü. M.Baubereich B1-IVErdgeschoss: 416.00 m. ü. M. +/- 0.30 m«Oberkante fertig»: maximal 423.05 m. ü. M.
	e. Baubereich B2Erdgeschoss: 416.00 m. ü. M. +/- 0.30 m«Oberkante fertig»: maximal 422.5 m. ü. M.

	2 Die maximale Höhenkote für die «Oberkante fertig» gemäss Art. 8 Abs. 1 reduziert oder erhöht sich bei einer Veränderung der Erdgeschoss-Kote um das entsprechende Mass (+/- 0.30 m).
	3 Ab der «Oberkante fertig» gemäss Abs. 1 sind Absturzsicherungen nach SIA-Norm 358 (bspw. Brüstung oder Dachrand) zulässig. Diese müssen nicht zurückversetzt werden. Für eine erhöhte Sicherheit ist für bspw. einen Handlauf oder ein Staketengeländer eine zusätzliche Erhöhung bis maximal 1.20 m ab «Oberkante fertig» zulässig.
	4 Zur optimalen Bepflanzung der Dachflächen darf die «Oberkante fertig» gemäss Abs. 1 in einzelnen Bereichen um 30 cm erhöht werden (mehr Substrataufbau).
	5 Mehrhöhen von maximal 1.5 m für Photovoltaikanlagen sowie maximal 3.5 m für technische Aufbauten sind unter folgenden Voraussetzungen zulässig:
	a. Photovoltaikanlagen: Mind. 0.5 m vom Dachrand zurückversetzt
	b. Anlagen der Haustechnik, feuerpolizeilich erforderliche Anlagen: Mind. 1.0 m vom Dachrand zurückversetzt und gut in die Dachgestaltung eingefügt

	6 Es sind keine Attikageschosse zulässig.
	Art. 9  Baulinien Rückversatz Erdgeschoss
	1 Für die Baubereiche A1-II, A2-I, A3-I und B1-I ist das Erdgeschoss entsprechend den Baulinien «Rückversatz Erdgeschoss 1, 2, 3» rückzuversetzen. Bauliche Massnahmen zur Akzentuierung und Adressbildung der Eingänge sowie Stützen sind zulässig.
	2 Für den Rückversatz der Erdgeschosse gelten folgende lichte Höhen:
	a. Baulinie Rückversatz Erdgeschoss 1: mind. 3.30 m
	b. Baulinie Rückversatz Erdgeschoss 2: mind. 7.20 m
	c. Baulinie Rückversatz Erdgeschoss 3: mind. 3.30 m

	Art. 10  Gestaltung Dachflächen
	1 Die Dachflächen der Baubereiche A1-I, A2-I, A3-I, B1-I, B1-III und B2 sind extensiv zu begrünen, auch in den Bereichen von aufgeständerten Photovoltaikanlagen ist eine auf die Leistung der Photovoltaikanlage abgestimmte Begrünung zu realisieren.
	2 Die Dachflächen der Baubereiche A1-II, A2-II und A3-II dienen dem Aufenthalt aller Nutzerinnen und Nutzer des jeweiligen Gebäudes. Sie dürfen zu maximal je 60 % der Fläche befestigt werden. Die übrigen Flächen sind extensiv zu begrünen.
	3 Die Dachfläche des Baubereichs B1-II ist während den Öffnungszeiten als öffentlich zugänglicher, begehbarer Dachgarten mit hoher Aufenthaltsqualität und ökologisch wertvoll zu gestalten. Einrichtungen für Gastronomie, Spiel und Sport sowie zur Erholung und dem Aufenthalt wie Pergola, Sonnensegel, Outdoor-Fitnessgeräte, Möblierung und dergleichen sind zulässig. Mindestens 50 % der Dachflächen sind naturnah zu gestalten.
	4 Die Dachfläche des Baubereichs B1-IV ist als Glaskonstruktion zu gestalten. Aufgrund der Gestaltung als Glasdach kann auf eine extensive Begrünung verzichtet werden.

	Art. 11  Gestaltung Fassaden
	1 Es ist eine hochwertige Fassadengestaltung zu realisieren.
	2 Im Baubereich A3-I sind sofern technisch möglich und technisch sinnvoll Photovoltaikanlagen an der Fassade zu realisieren. Wo dies nicht möglich oder sinnvoll ist, ist anderweitig mit entsprechenden Materialien oder baulichen Massnahmen dafür zu sorgen, dass an der Fassade ein Minimum an Kühlung erreicht werden kann (bspw. mit Begrünung, gesteuertem Beschattungssystem oder strukturellen Beschattungselementen).
	3 In allen Baubereichen ist an Fassaden für Einrichtungen von Begrünungen, strukturellen Beschattungselementen, gesteuerten Beschattungssystemen oder Photovoltaikanlagen eine Überschreitung der Baubereiche um das technisch notwendige Mass zulässig. Die zulässige Überschreitung zählt nicht zur maximalen Grundfläche gemäss Art. 6 Abs. 5. Bei Fassadenbegrünungen und/oder strukturellen Beschattungselementen sind die entsprechenden, technisch notwendigen Einrichtungen (Bewässerung, Zugänglichkeit) und Pflegemassnahmen im Baugesuch nachzuweisen. Im Baubereich A2 sind innerhalb der zulässigen Überschreitung punktuelle Vorsprünge in der Fassade möglich, sofern diese nicht ein Fünftel der zugehörigen Fassadenfläche überschreiten.
	4 Mit dem ersten Baugesuch ist ein Farb- und Materialkonzept einzureichen. Die Farbgebung und Materialisierung der weiteren Hochbauten hat sich im Teilperimeter A am ersten Farb- und Materialkonzept des entsprechenden Teilperimeters zu orientieren.
	5 Im Baubewilligungsverfahren ist nachzuweisen, dass es aufgrund der Materialisierung der Gebäudefassaden zu keiner übermässigen Beeinträchtigung der Vogelwelt durch Vogelschlag kommt. Insbesondere im Bereich von Glasfassaden sind Massnahmen vorzusehen, mit denen entsprechende negative Auswirkungen minimiert werden können (vgl. Publikation Vogelfreundliches Bauen mit Glas, KBOB, 2020).
	6 Es sind Nisthilfen für Gebäudebrüter vorzusehen.


	3. GRÜNBEREICHE
	Art. 12  Grünbereiche allgemeine Bestimmungen
	1 Für die Gestaltung und Bepflanzung der Grünbereiche ist das Richtprojekt Umgebung massgebend. Es ist zeitgleich mit den einzelnen Bauetappen umzusetzen. Spätestens zwei Jahre nach Abnahme einer Bauetappe muss die Umsetzung des Richtprojekts Umgebung der jeweiligen Bauetappe abgeschlossen sein.
	2 Es sind ausreichend zusammenhängende, aufenthaltsfreundlich gestaltete gemeinschaftliche Freiflächen mit entsprechender Möblierung zu realisieren.
	3 Bepflanzungen haben standortgerecht sowie ökologisch wertvoll zu erfolgen und es ist für eine entsprechende Pflege zu sorgen. Mit dem jeweiligen Baugesuch ist ein entsprechender Pflegeplan einzureichen.
	4 Abweichungen vom Richtprojekt Umgebung im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens sind in begründeten Fällen zulässig, sofern die ausgewiesenen Vorteile nicht geschmälert werden und sofern mindestens eine gleichwertige Gestaltungsqualität erzielt und nachgewiesen wird.

	Art. 13  Grünbereich Quartierplatz
	1 Der Grünbereich Quartierplatz dient dem Aufenthalt und ist öffentlich zugänglich zu halten. Auf dem Quartierplatz gilt keine Konsumationspflicht.
	2 Zur Sicherstellung eines ausreichend tiefen Pflanzbereichs ist mindestens 1.5 m Pflanzsubstrat vorzusehen. Der Grünbereich Quartierplatz kann zu diesem Zweck gegenüber der Umgebung erhöht angelegt werden.
	3 Er ist gesamthaft mit einem schattenspendenden Baumhain zu bepflanzen. Die Bäume haben bei der Pflanzung einen Stammumfang von mindestens 20 cm gemessen ab 1 m ab Boden aufzuweisen.
	4 Er ist sickerfähig zu gestalten.

	Art. 14  Grünbereiche Repräsentation
	1 Die Grünbereiche Repräsentation dienen der gestalterischen Repräsentation.
	2 Sie sind als Grünflächen zu gestalten und mit insgesamt mindestens 9 standortgerechten Bäumen zu bepflanzen. Zur Sicherstellung eines ausreichend tiefen Pflanzbereichs ist mindestens 1.0 m Pflanzsubstrat vorzusehen. Die Grünbereiche Repräsentation können zu diesem Zweck gegenüber der Umgebung erhöht angelegt werden.
	3 Sie sind sickerfähig zu gestalten.

	Art. 15  Grünbereiche extensiv
	1 Die Grünbereiche extensiv dienen dem ökologischen Ausgleich.
	2 Sie sind als extensive Freiflächen mit hohem ökologischem Wert zu bepflanzen.
	3 Sie sind mit insgesamt mindestens 24 standortgerechten Bäumen zu bepflanzen. Zur Sicherstellung eines ausreichend tiefen Pflanzbereichs ist mindestens 1.0 m Pflanzsubstrat vorzusehen.

	Art. 16  Grünbereiche Retention
	1 Die Grünbereiche Retention dienen dem Rückhalt und der Versickerung von Meteorwasser.
	2 Sie sind dem Grünbereich extensiv überlagert und entsprechend zu gestalten.

	Art. 17  Aussenbereich Head
	Der Aussenbereich Head dient der Realisierung eines repräsentativ gestalteten Aussenbereichs.

	4. VERKEHRSERSCHLIESSUNG/PARKIERUNG
	Art. 18  Verkehrsbereich motorisierter Individualverkehr
	1 Der Verkehrsbereich motorisierter Individualverkehr dient der Erschliessung und Parkierung für den motorisierten Verkehr.
	2 Die Abstellplätze sind versickerungsfähig zu gestalten.
	3 Er ist mit mindestens 20 standortgerechten, grosskronigen, schattenspendenden Bäumen zu bepflanzen. Zur Sicherstellung eines ausreichend tiefen Pflanzbereichs ist mindestens 1.0 m Pflanzsubstrat vorzusehen. Die Bäume haben bei der Pflanzung einen Stammumfang von mindestens 20 cm gemessen ab 1 m ab Boden aufzuweisen.
	4 Zwischen der Verkaufsnutzung und der Bushaltestelle an der Hinterbergstrasse ist eine direkte, sichere und hindernisfreie Verbindung für den Fuss- und Veloverkehr zu gewährleisten und entsprechend zu gestalten.
	5 Die nicht dem Verkehr dienenden Flächen sind unter Einhaltung der VSS-Normen durch räumliche und visuelle Elemente wie Bepflanzungen, Oberflächengestaltungen und dergleichen zu strukturieren und zu gestalten.
	6 Die Bau- und Unterhaltskosten für die Anpassungen am übergeordneten Strassennetz und der Strassenraumgestaltung sind gemäss § 34 Gesetz über Strassen und Wege (GSW) verursachergerecht von der Grundeigentümerschaft zu tragen. Die Einzelheiten sind vor Baufreigabe in einer Vereinbarung zwischen der Grundeigentümerschaft, dem Kanton Zug und der Einwohnergemeinde zu regeln. In der Baubewilligung ist aufzunehmen, dass der Abschluss der Vereinbarung vor Baufreigabe der zuständigen gemeindlichen Dienststelle nachzuweisen ist (vgl. § 46b PBG).

	Art. 19  Verkehrsbereiche Fuss- und Veloverkehr / Aufenthalt
	1 Die Verkehrsbereiche Fuss- und Veloverkehr / Aufenthalt dienen der Erschliessung und Zufahrt der einzelnen Bauten durch den Fuss- und Veloverkehr sowie dem Aufenthalt. Die Zufahrt zu den Gebäuden für Notfälle und Umzüge ist zu gewährleisten. Die Realisierung von Abstellplätzen für den Zweiradverkehr sowie die Nutzung für die Aussengastronomie ist zulässig.
	2 Sie sind mit insgesamt mindestens 8 standortgerechten Bäumen zu bepflanzen.

	Art. 20  Anlieferung
	1 Die Anlieferung für die Baubereiche A1 bis A3 erfolgt innerhalb des Verkehrsbereichs motorisierter Individualverkehr über die Ein- und Ausfahrt Einstellhalle motorisierter Individualverkehr in den Baubereich unterirdische Bauten.
	2 Die Anlieferung für den Baubereich B1 erfolgt über die Ein- und Ausfahrt Anlieferung Baubereich B1 und den Verkehrsbereich Anlieferung Baubereich B1 in den Baubereich unterirdische Bauten.
	3 Die Anlieferung für den Baubereich B2 erfolgt oberirdisch über den Verkehrsbereich motorisierter Individualverkehr.

	Art. 21  Parkierung
	1 Für die Baubereiche A1 bis A3 sind insgesamt maximal 447 Parkfelder für Bewohnerinnen und Bewohner, Besucherinnen und Besucher, Kundinnen und Kunden sowie Angestellte zulässig.
	2 Für die Baubereiche B1 bis B2 sind insgesamt maximal 327 Parkfelder für Kundinnen und Kunden sowie Angestellte zulässig.
	3 Sämtliche Parkfelder für die Baubereiche A1 bis A3 sind unterirdisch anzuordnen. Für die Baubereiche B1 bis B2 dürfen maximal 82 Parkfelder für Kundinnen und Kunden oberirdisch angelegt werden. Sämtliche Parkfelder sind ab der ersten Minute monetär und lenkungswirksam zu bewirtschaften. Davon ausgenommen sind die explizit für die Tankstelle vorgesehenen Parkfelder, für welche statt einer monetären Bewirtschaftung auch eine zeitliche Begrenzung erfolgen kann.
	4 Oberirdisch sind mindestens 198 Abstellplätze für Velos an den im Situationsplan bezeichneten Stellen oder ebenerdig in Gebäuden bereitzustellen. Die Abstellplätze sind gut zugänglich in der Nähe von Gebäudeeingängen anzuordnen und mit entsprechenden Halterungsvorrichtungen zu versehen. Wo möglich sind diese zu überdachen oder direkt unter dem Vordach zu erstellen. Sollten die Abstellplätze für Velos nicht ausreichen, sind an der im Situationsplan bezeichneten Stelle (Standort mögliche Erweiterung Veloabstellanlage) zusätzliche Abstellplätze zu erstellen.
	5 Zusätzlich sind unterirdisch mindestens 430 Abstellplätze für Velos zu erstellen. Diese sind über eine Velorampe einfach zugänglich zu machen.
	6 Unterirdisch sind mindestens 35 Abstellplätze für Motorräder vorzusehen.
	7 Mit dem Baugesuch ist ein Mobilitätsmanagementkonzept gemäss Parkplatzreglement der Gemeinde Cham vorzulegen.

	5. VER- UND ENTSORGUNG
	Art. 22  Entwässerung
	1 Alle befestigten Flächen wie Fusswege, Plätze und dergleichen sind, soweit technisch möglich und zweckmässig, mit sickerungsfähigem Belag zu versehen.
	2 Das verbleibende Meteorwasser soll nach Möglichkeit versickert werden.
	Art. 23  Abfälle
	1 Innerhalb des Teilperimeters A erfolgt die Entsorgung über die Unterflur-Containeranlage an der im Situationsplan bezeichneten Stelle.
	2 Innerhalb des Teilperimeters B erfolgt die Entsorgung unterirdisch über den Baubereich Anlieferung.

	6. UMWELT
	Art. 24  Energie
	1 Die Wärme- und Kälteversorgung ist vollständig über erneuerbare Energien abzudecken.
	2 Für die Bauten und Anlagen sind nach Möglichkeit ressourcenschonende ökologische Materialien und Baustoffe, wie mineralische Recyclingbaustoffe, nachwachsende organische Baustoffe und generell schadstoffarme Materialien zu verwenden.
	3 Auf den Dächern sind soweit technisch möglich und technisch sinnvoll Photovoltaikanlagen vorzusehen. Davon ausgenommen sind die Dachflächen der Baubereiche A1-II, A2-II, A3-II, B1-II, B1-IV und B2. Für Photovoltaikanlagen an Fassaden gilt Art. 11 Abs. 2 und 3.
	4 Die Infrastruktur für die Elektromobilität ist konzeptionell zu planen und bedarfsgerecht umzusetzen. Für unterirdische Abstellplätze von Motorfahrzeugen ohne Zugang zu einer Ladestation sind im Teilperimeter A im Minimum Leerrohre oder eine vergleichbare Infrastruktur vorzusehen. Für den unterirdischen Veloabstellraum sind Aufladestationen für Batterien von Elektrovelos vorzusehen.

	Art. 25  Umweltrecht, Gewässerabstand
	1 Die im Umweltverträglichkeitsbericht (UVB) vom 21. Oktober 2022 aufgeführten, projektintegrierten Massnahmen zum Schutz der Umwelt sind rechtsverbindlich in die Baubewilligung aufzunehmen.
	2 Massgebend für den einzuhaltenden Abstand von Bauten und Anlagen gegenüber dem Dorfbach sind die zum Zeitpunkt der Bewilligung des Baugesuchs geltenden Gewässerabstände.

	7. SCHLUSSBESTIMMUNGEN
	Art. 26  Inkrafttreten, Etappierung, Änderung
	1 Der vorliegende Bebauungsplan tritt mit der Genehmigung durch den Regierungsrat in Kraft.
	2 Wenn pro Teilperimeter A oder B innerhalb von zwei Jahren nach Schlussabnahme des letzten Baubereichs kein weiteres Baugesuch eingereicht wird, sind die restlichen Baubereiche als nicht versiegelte Grünflächen für den Aufenthalt zu gestalten. Ausgenommen davon sind Teilflächen, welche zur Sicherstellung der Erschliessung des Selbstabholers/der Selbstabholerin technisch notwendig sind. Die Umgebungsgestaltung ist über den jeweiligen Teilperimeter A oder B fertigzustellen.
	3 Die Änderung oder Aufhebung bedarf des gleichen Verfahrens wie der Erlass des Bebauungsplanes.

























